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Dr. rer. nat. Arnd Rüter 
Haydnstraße 5 
85591 Vaterstetten 
 
 

 
       cc: 
Dr. med. Karl Lauterbach    Dr. jur. Marco Buschmann 
Bundesminister für Gesundheit   Bundesminister für Justiz 
Emails: Karl.Lauterbach@bmg.bund.de  Emails: Marco.Buschmann@bmj.bund.de  
 poststelle@bmg.bund.de     poststelle@bmj.bund.de  
 Karl.Lauterbach@bundestag.de    Marco.Buschmann@bundestag.de  
 
         Vaterstetten, den 08.04.2022 
 
 
Angebliche Rechtliche Hindernisse für Corona Maßnahmen 
 
 
Herr Dr. Lauterbach, 
 
1) vorweg, damit Sie nicht denken, ich sei ansonsten durchweg mit Ihnen einverstanden: 
 
Sie sind z.B. derzeit nach dem Bundeskanzler Olaf Scholz der oberste Verantwortliche der 
Bundesregierung für den staatlich organisierten Betrug auf Basis von Rechtsbeugung und 
Verfassungsbruch mit mafiösen Strukturen (siehe Anlage 1 Inhalt der Startseite von www.ig-gmg-
geschaedigte.de). Sie befinden sich da sozusagen auf gleicher Ebene wie Ihr Ministerkollege 
Buschmann. 
 
Sie sind verantwortlich für die aktuellen Straftaten der gesetzlichen Krankenkassen der 
Bundesrepublik Deutschland, die sich mit Betrug im besonders schweren Fall (§ 263 StGB), 
Nötigung (§ 240 StGB) und, wenn die Betrogenen renitent sind, für Erpressung (§ 253 StGB) 
oder Anstiftung zum Diebstahl in besonders schwerem Fall (§ 242, 243 StGB), an dem 
Ersparten aus privater Vorsorge von über 6 Millionen Rentnern bedienen und dabei seit 2004 
einen Betrugsschaden von über 30 Milliarden Euro angerichtet haben. Kommen Sie nicht mit der 
Idee, Sie wüssten gar nicht worum es überhaupt geht; Sie waren doch schon damals, als diese 
staatliche Abzocke von den Parteipolitikern (hauptsächlich der SPD) ausgebrütet und in die Welt 
gesetzt wurde, im Dunstkreis von Ulla Schmitt voll dabei (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/  
[IG_S04] 20180906_Das Zusammenspiel der Täter der GKVen, des BMGS und des BSG (staatlich organisierte 
Kriminalität); [IG_S05] 20181212_Die GMG-Gesetzgebung eine Serie von Verfassungsbrüchen; [IG_S06] 
20190116_Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz- Teil I insbes. Kap. 4 c) S. 11). Und 
kommen Sie auch nicht mit dem Spruch, die gesetzlichen Krankenkassen seien autark und für ihr 
Tun eigenverantwortlich. Sie wissen doch wie wir, dass die gesetzlichen Krankenkassen seit dem 
„Wettbewerbsstärkungsgesetz“ vom 26.03.2007 mithilfe der Tarnorganisation GKV-
Spitzenverband Bund handstreichartig und samt dem Eigentum der gesetzlich Versicherten 
(Gesundheitsfonds) dem BMG untergeordnet wurden (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/ 
[IG_S11] 20200906 Das Treiben der Parteienoligarchie Kriminalität der gesetzl. KK und des GKV-SVB - wirkungsloses 
und ungesetzliches Basteln an der Legaldefinition 'Versorgungsbezug'¸ insbes. Teil III, Kap. 3 – 6, S. 6 - 9) 
 
Ihr Ministerkollege Marco Buschmann ist aktuell verantwortlich für die kriminellen staatlich 
angestellten Juristen, alle mit Beitragsrecht befassten Richter aller bundesdeutschen 
Sozialgerichte, alle Richter des Bundesverfassungsgerichts und alle Staatsanwälte, etc. 
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/  [IG_S06] 20190116_Die mit dem GMG einhergehende 
Kriminalisierung der Justiz- Teil I: [IG_S10] 20200301_Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz- 
Teil III Das Verfassungsgericht; [IG_S12] 20201212_Die staatlichen Juristen – ein Berufsstand zwischen Missbrauch 
und Größenwahn; [IGS13] 20210926_Die kriminellen Politiker und ihre „von der Leine gelassenen“ Staatsanwälte). 
 
Sie erfüllen beide den Straftatbestand des § 81 Hochverrat gegen den Bund StGB 
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1.  […] 
2.  die auf dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland beruhende 

verfassungsmäßige Ordnung zu ändern, 
wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren bestraft. 
(2) […] 

 
2) zum tagesaktuellen Thema des Schreibens: 
 
Sie können einem fast schon leidtun. In allen Medien, auf allen Kanälen verkünden Sie 
„epidemiologisch wäre das Festhalten an der Maskenpflicht richtig gewesen. Es ging aber 
rechtlich nicht“. Diese Weisheit haben Sie von Ihrem Ministerkollegen, dem Justizminister Marco 
Buschmann. Hat Ihnen denn noch niemand mitgeteilt, dass dessen juristische Ansichten wahrlich 
wertlos sind, weil er schlicht und ergreifend keine Ahnung hat?  
 
Zur Nachhilfe ein Leserbrief (Anlage 2 zu Montgomery's Richter-Schelte und Buschmanns Montgomery-
Schelte), der natürlich nicht veröffentlicht wurde, denn wie Sie ja wissen und in Anlage 1 nachlesen 
können, lässt es sich die „offizielle Presse“ in diesem Land nicht nehmen die organisierte Lügerei 
und Betrügerei der etablierten politischen Parteien (besser: deren Parteipolitiker) zu vertuschen. 
 
Herr Buschmann hat zwar Jura studiert und ist auch mit summa cum laude promoviert, die 
Betonung liegt hier aber auf „Jura“, das hat bei ihm absolut keinen geistigen und moralischen 
Fortschritt bewirkt. Seine ach so tolle Promotion (mit dem Thema: „EuGH und Eigentumsgaran-
tie. Eine Analyse zu Ursprung und Inhalt des Eigentumsrechts der Europäischen Union“; hätte er 
doch besser genommen „Analyse zu Ursprung und Inhalt der Vorstellungen der deutschen 
Parteien zum Eigentumsrecht“ dann wüssten wir jetzt mehr über die Beweggründe von Klepto-
kraten) hat er mal so nebenbei als FDP Bundesgeschäftsführer verfasst (da war er natürlich mit 
der politischen Neuaufstellung der FDP voll im wissenschaftlichen Stoff) und, nicht zu vergessen, 
die Bewertung seiner Arbeit erfolgte auch wieder nur durch staatlich angestellte Juristen. 
 
Um plausible juristische Bewertungen abzugeben muss man die in Deutschland in deutscher 
Sprache geschriebenen Gesetze lesen und verstehen (Schülertest: „sinnverstehendes Lesen“) 
können und um ihre Auswirkung bewerten zu können, ist es einfach zwingend erforderlich das 
normal menschliche Maß an logischem Denkvermögen mitzubringen. Diese Voraussetzungen 
erfüllt unser Justizminister definitiv nicht. Sonst wüsste er doch wenigstens, dass es in der 
Bundesrepublik Deutschland ein Bundesverfassungsgericht gibt, dessen konkrete Aufgabe darin 
besteht, für eine spezifische Situation die Auswirkungen der Regelungen unseres Grundgesetzes 
zu betrachten und, wenn sich in der gegebenen Situation die anwendbaren fundamentalen 
Regelungen widersprechen (Art. 11 (1) gegen Art. 2 (2) S. 1 GG), abzuwägen und zu 
entscheiden, welche Regeln vor welchen anderen als vorrangig anzusehen sind.  
 
Und keinesfalls sagt unser Grundgesetz und unsere parlamentarische Demokratie mit ihren drei 
unabhängigen Säulen Legislative, Exekutive und Judikative, dass dabei ein Justizminister als 
Vertreter der Exekutive auch nur ein kleines Wörtchen mitzureden hätte. Auch die Tatsache, 
dass sich keine Oberverwaltungsrichter oder sonstige selbsternannte Berufene anmaßen dürfen 
mal eben nebenbei Verfassungsrichter zu spielen und Corona-Maßnahmen auszuhebeln, ist in 
unserem Recht / unseren Gesetzen geregelt (§ 132 Amtsanmaßung StGB). 
 
 
(gez.) 
………………………………… 
(Dr. Arnd Rüter) 
 
Anlagen: 

1. 20220208_Inhalt der Startseite ''ig-gmg-geschaedigte'' 
2. IG_O-MP_033_20211228_SZ_Montgomerys Richterschelte und Buschmanns Montgomery-

Schelte 
IG_K-MP_016_20211228-20220104 Rüter_unveröffentlichter Leserbrief an die Süddeutsche 
Zeitung dazu  


